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1.  Warum gibt es ein Gesetz zum Schutz vor Masern? 
Masern gehören zu den ansteckendsten Infektionskrankhei-
ten beim Menschen. Gerade bei Kindern unter 5 Jahren und 
Erwachsenen können Masern zu schweren Komplikationen 
führen. Dazu gehören Mittelohrentzündungen, Lungenent-
zündungen und Durchfälle, seltener auch eine Gehirnent-
zündung und es kann zu Spätfolgen kommen. Insgesamt 
sterben in Industrieländern etwa 1 bis 3 von 1.000 an Masern 
erkrankte Menschen. Auch in Deutschland gab es in den ver-
gangenen Jahren Maserntodesfälle. 
Die bisherigen Maßnahmen zur Steigerung der Impfquoten 
haben noch nicht dazu geführt, dass sich ausreichend viele 
Menschen in Deutschland impfen lassen. Es gibt immer noch 
Impflücken, sodass jährlich weiterhin mehrere hundert bis 
wenige Tausend Menschen in Deutschland an Masern 
erkranken. Die Elimination der Masern ist möglich, wenn 95 
Prozent der Bevölkerung gegen Masern geschützt sind. 
Durch das Gesetz soll der Impfschutz dort erhöht werden, 
wo eine Masernübertragung sehr schnell stattfinden kann, 
wenn nicht genügend Personen gegen Masern immun sind 
und dort vor allem die Personen schützen, die nicht selbst 
gegen Masern geimpft werden können, z. B. weil sie noch zu 
jung sind für die Impfung (Kinder < 9 Monate), schwanger 
sind oder ein sehr schwaches Immunsystem haben. 

2.  Für wen gilt das Masernschutzgesetz?
Das Gesetz gilt für alle nach 1970 geborenen Personen, die 
mindestens ein Jahr alt sind und
1.	 in einer der folgenden Gemeinschaftseinrichtungen 
betreut werden: Kindertageseinrichtungen und Horte, 
bestimmte Formen der Kindertagespflege, Schulen und 
sonstige Ausbildungseinrichtungen, in denen überwiegend 
minderjährige Personen betreut werden.
2.	 die bereits vier Wochen

a)	 in einem Kinderheim betreut werden oder
b)	 in einer Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber 

und Flüchtlinge bzw. Spätaussiedler untergebracht 
sind.

3.	 die in Gesundheitseinrichtungen wie Krankenhäusern 
und Arztpraxen oder in Gemeinschaftseinrichtungen oder 
Gemeinschaftsunterkünften (Einrichtungen nach Nummer 
1 und 2) tätig sind.
Personen, die aufgrund einer medizinischen Kontraindikation 
(Gegenanzeige) nicht geimpft werden können und einen ent-
sprechenden Nachweis vorlegen, sind von den Regelungen 
ausgenommen.

3.  In welchen Fällen gilt das Gesetz auch für die 
Kindertagespflege? 
Einrichtungen der Kindertagespflege fallen unter die Neu-
regelungen, wenn es sich um eine sogenannte erlaubnis-
pflichtige Kindertagespflege handelt. Darunter fallen Tages-
pflegepersonen, die ein Kind oder mehrere Kinder außerhalb 
des Haushalts des Erziehungsberechtigten während eines 
Teils des Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich über 
einen längeren Zeitraum als drei Monate gegen Entgelt 
betreuen. Alle Personen, die in diesen Einrichtungen betreut 
werden oder tätig sind, müssen die Impfungen nachweisen.

4.  Gilt das Gesetz auch für ehrenamtlich Tätige  
und Praktikanten?
Ja, auch ehrenamtlich Tätige und Praktikanten fallen unter 
das Masernschutzgesetz, wenn sie regelmäßig (nicht nur für 
wenige Tage) und nicht nur zeitlich vorübergehend (nicht nur 
jeweils wenige Minuten, sondern über einen längeren Zeit-
raum) in der Einrichtung tätig sind. 

5.  Ab wann gilt das Gesetz?
Das Gesetz gilt ab dem 1. März 2020. Alle Personen, die am 
1. März 2020 bereits in den entsprechenden Einrichtungen 
betreut werden oder tätig sind, müssen bis zum 31. Juli 2021 
einen Nachweis vorlegen.

Häufige Fragen zum Masernschutzgesetz

Für Beschäftigte
in Gemeinschaftseinrichtungen



6.  Was genau muss nachgewiesen werden?
Personen, für die das Gesetz gilt und die mindestens ein Jahr 
alt sind, müssen eine Masern-Schutzimpfung oder eine 
Masern-Immunität nachweisen. Personen, die nach 1970 
geboren und mindestens zwei Jahre alt sind, müssen zwei 
Masern-Schutzimpfungen oder ein ärztliches Zeugnis über 
eine ausreichende Immunität gegen Masern nachweisen. Die 
Immunität kann durch einen Bluttest (sog. Titerbestimmung) 
festgestellt werden. Die Kosten für ein ärztliches Attest müs-
sen in der Regel selbst getragen werden.
Die gesetzlichen Vorgaben orientieren sich an den Empfeh-
lungen der Ständigen Impfkommission (STIKO). Wenn der 
Impfstatus unklar ist, sollten die Impfungen nachgeholt wer-
den. Eine Antikörperkontrolle (Titerbestimmung) wird von 
der STIKO nicht empfohlen. 
Liegt eine medizinische Kontraindikation vor, muss diese 
durch ein ärztliches Attest nachgewiesen werden. 

7.  Wie wird der Masernschutz kontrolliert?
Die betroffenen Personen müssen der Leitung der jeweiligen 
Einrichtung gegenüber vor Beginn ihrer Tätigkeit oder Betreu-
ung folgenden Nachweis vorlegen:
1.	 einen Impfausweis oder ein ärztliches Zeugnis über den 
Masern-Impfschutz. 
2.	 ein ärztliches Zeugnis über eine Immunität gegen Masern 
oder darüber, dass aufgrund einer medizinischen Kontrain-
dikation nicht geimpft werden konnte.
3.	 eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung 
einer anderen Einrichtung, dass ein Nachweis nach Nummer 
1 oder 2 bereits vorgelegen hat.
Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stelle kann bestimmen, dass der Nachweis nicht 
bei der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern beim 
Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle vor-
gelegt werden muss. Die Behörde, die für die Erteilung der 
Erlaubnis für die Kindertagespflege zuständig ist, kann 
bestimmen, dass vor dem Beginn der Tätigkeit der Nachweis 
ihr gegenüber zu erbringen ist. 

8.  Was passiert, wenn Beschäftigte keinen  
Nachweis vorlegen?
Wer keinen Nachweis vorlegt, darf nicht in den genannten 
Einrichtungen tätig werden. In diesem Fall muss das Gesund-
heitsamt nicht informiert werden. 
Personen, die bereits bei Inkrafttreten in entsprechenden 
Einrichtungen tätig sind, müssen den Nachweis bis zum 31. 
Juli 2021 erbringen. Erfolgt dies nicht oder ist dies erst später 
möglich, muss die Leitung das Gesundheitsamt informieren.
Regelung für schulpflichtige Personen: Wenn der Nachweis 
nicht vorgelegt wird oder es sich ergibt, dass ein Impfschutz 
gegen Masern erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist, 
hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder die landes
seitig bestimmte Stelle das örtliche Gesundheitsamt darüber 
zu informieren, sofern es sich um Personen handelt, die 

trotzdem in die Einrichtung aufgenommen werden dürfen 
(Schulpflichtige). 

9.  Wie geht es weiter, wenn das Gesundheitsamt 
benachrichtigt wurde?
Wenn der erforderliche Nachweis nicht innerhalb einer ange-
messenen Frist (mindestens zehn Tage und etwa bis zu drei 
Monate, um Vervollständigung des Masern-Impfschutzes zu 
ermöglichen) vorgelegt wurde, kann das Gesundheitsamt die 
nachweispflichtige Person zu einer Beratung einladen. 
Unabhängig davon kann das Gesundheitsamt im Einzelfall 
entscheiden, ob nach Ablauf einer angemessenen Frist Tätig-
keits- oder Betretensverbote ausgesprochen werden (außer 
bei schulpflichtigen Personen sowie im Falle eines Liefereng-
passes der Impfstoffe) oder ob Geldbußen und Zwangsgel-
der ausgesprochen werden.

10.  Welche dienst- und arbeitsrechtlichen Folgen 
sind möglich?
Das Gesundheitsamt kann gegenüber einem einzelnen 
Beschäftigten ein Tätigkeitsverbot aussprechen. Die Folgen 
für das Betreuungs-, Dienst- oder Arbeitsverhältnis richten 
sich nach den jeweiligen vertrags-, dienst- oder arbeitsrecht-
lichen Grundlagen. Eine zumutbare Schutzimpfung gegen 
Masern in den genannten Einrichtungen ist gesetzlich vor-
gesehen und bildet den Rahmen für die möglichen individu-
ellen Konsequenzen. 

11.  Werden Bußgelder verhängt werden?
Es liegt im Ermessen der zuständigen Behörde, ob sie ein 
Bußgeld verhängt. Die Leitung einer Einrichtung, die entge-
gen der gesetzlichen Verbote eine Person betreut oder 
beschäftigt oder im Falle einer Benachrichtigungspflicht die 
Gesundheitsämter nicht informiert, muss mit einem Bußgeld 
bis zu 2.500 EUR rechnen. 
Das gilt auch für Personen, die den Nachweis trotz Anforde-
rung des Gesundheitsamtes nicht innerhalb einer angemes-
senen Frist vorlegen. Das Bußgeld kann in der Regel nur ein-
mal verhängt werden.
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